
Rede 1 - Ulrike Eifler – Friedlicher Hessentag Fulda am 13.6.2026

Anmoderation Matthias Marterer

Die meisten hier auf dem Platz kennen Sie wohl als friedensbewegte Gewerkschafterin aus
Würzburg. Sie ist auch in den Gewerkschaften gegen Aufrüstung und Krieg maßgeblich
tätig und beteiligt. Und – das habe ich gestern gerade von der Karin bekommen: Die vierte
Konferenz steht an am 24. 25. Juli in Würzburg.

Wir freuen uns, dass du hier bist, zu uns sprechen wirst und das Thema, was wir abge-
sprochen haben, ist Militarisierung, Daseinsvorsorge - Zeitenwende. Dazu gibt's auch ein
Buch von Ulrike Eifler, das sehr lesenswert ist.

Ich bitte dich auf die nicht vorhandene Bühne.

Ulrike Eifler

Ja, vielen Dank Martin, für die freundliche Begrüßung. Vielen Dank für die Einladung und
auch ein herzliches und auch kämpferisches, friedensbewegtes Hallo von meiner Seite.

Liebe Friedensfreundinnen, Friedensfreunde, liebe Gewerkschafterinnen und
Gewerkschafter unter uns, ich habe sehr genau zugehört, an welchen Stellen gerade
Applaus kam, und bei dem Wort Gewerkschaftskonferenz kam Applaus. Deswegen an der
Stelle lieber Kolleginnen und Kollegen, auch von meiner Seite ein herzliches Hallo.

Ihr habt mich eingeladen als aktive Gewerkschafterin. Und als aktive Gewerkschafterin
sage ich, es gibt heute mindestens drei Gründe, sich hier an den antimilitaristischen
Gegenprotesten gegen den Hessentag - der genutzt wird von der Bundeswehr, um sich zu
präsentieren - zu beteiligen.

Der erste Grund ist, die öffentliche Debatte ist geprägt von einer verschärften
Kriegsretorik.

Diplomatische Lösungen für Kriege und Konflikte werden gar nicht mehr mitgedacht.
Sie werden kategorisch ausgeschlossen. Der Krieg muss nach Russland getragen werden,
trompetet der vermeintliche Außenexperte der Union Roderich Kiesewetter in jedes
Mikrofon, das man ihm unter die Nase hält. Der Militärhistoriker Sönke Weizel schwärmt
vom womöglich letzten Friedenssommer. Und der Bundeswehr Generalinspekteur Carsten
Breuer lässt uns wissen, dass Abschreckung nicht nur reaktiv sei, sondern auch aktive
Momente habe. Man mag sich gar nicht vorstellen, was möglicherweise gemeint ist, wenn
sie über nukleare Abschreckung sprechen.

Wenn dann unser Bundespräsident Frank Walter Steinmeier den illegalen israelisch-
amerikanischen Krieg völlig zurecht als völkerrechtswidrig bezeichnet, dann wird ihm
Einmischung vorgeworfen, weil die völkerrechtliche Prüfung der Bundesregierung noch
andauere. Ich weiß ehrlich gesagt nicht, wie es euch gegangen ist in diesen Wochen, als
die Bundesregierung sich mit diesem Argument aus der Debatte und der Verantwortung
gezogen hat. Aber ich habe mir gewünscht, die Bundesregierung möge ihre
völkerrechtliche Prüfung noch abschließen, bevor der Dritte Weltkrieg losgeht.

Aber lassen wir mal die Polik beiseite.

Diese Debatte hat vor allem eines gezeigt: Ein positiver Bezug auf das Völkerrecht soll
ganz offensichtlich aus dem öffentlichen Diskurs entsorgt werden.



Und es ist bezeichnend und es ist eine Schande, dass Regierung, Opposition und sogar
Steinmeiers eigene Partei sich entweder aktiv von Steinmeier distanziert haben oder den
Diskurs passiv begleitet haben.

Klar ist aber auch, liebe Freundinnen und Freunde, das alles sind keine rhetorischen
FauxPas mehr. Das sind keine ungeschickten Äußerungen- Das sind ganz bewusst gesetzte
rhetorische Wegmarken, die uns verraten, dass ein Krieg unter deutscher Beteiligung in
Erwägung gezogen wird . Und ich sage sogar, dass der Krieg vorbereitet wird.

Zweitens, deshalb ist die Bundesregierung zu einer Politik aktiver
Kriegsvorbereitungen übergegangen.

Im vergangenen Herbst probten in Hamburg Bundeswehr, Blaulichtorganisationen und die
öffentlichen Behörden die zivilmitärische Zusammenarbeit.

Und in diesem Jahr wurde in einer groß angelegten Sanitätsübung die Evakuierung und
die Versorgung von Toten und verletzten Soldaten trainiert. Wenn man von der Versorgung
von Verletzten spricht, spricht die Bundesregierung immer von verletzten Soldaten. Sie
spricht nie von verletzten Zivilisten. Auch das wirft ein Schlaglicht darauf, wer sich hier auf
was eigentlich vorbereitet.

Und ich sag an der Stelle sehr deutlich, das sind keine harmlosen Militärübungen. Das ist
viel mehr das Gegenteil. Das ist der Versuch, sich auf den Ernstfall vorzubereiten, weil
man den Ernstfall will.

Was ich hinter dem Wort zivilmitärischer Zusammenarbeit verbirgt, das ist die
Unterordnung aller zivilen Bereiche unter das Prinzip des Militärischen. Diese Manöver
dienen nicht der Verteidigung, sondern sie proben den Kriegsfall, sie proben die
Mobilmachung der gesamten Bevölkerung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Freundinnen und Freunde,

dazu gehört dann auch, dass es beim neuen Wehrpflichtgesetz ganz offensichtlich nicht
mehr um die Freiwillig geht. Denn wie sich kurz vor Ostern herausstellte, müssen sich
Männer im Alter zwischen 17 und 45 Jahren eine Genehmigung bei der Bundeswehr holen,
wenn sie das Land verlassen. Diese Regelung ist ja auch durch die Medien gegangen und
hat tatsächlich die Öffentlichkeit aufgeschreckt und hat auch Boris Pistorius - der sich
dachte, dieses Gesetz liest sowieso niemand - hat Pistorius dazu veranlasst,
zurückzurudern.

Was hat er gemacht? Er hat diese Regelung nicht etwa abgeschafft oder rausgenommen
oder ausgesetzt. Sondern er hat pauschal die Genehmigung erteilt und wir sollten uns
darüber im klaren sein, dass diese Erteilung jederzeit auch wieder zurückgezogen werden
kann.

Da erzählen sie uns die ganze Zeit, diese Militarisierung diene dem Schutz der Demokratie,
diene dem Schutz der westlichen Werte. Und dann ändern sie klammheimlich - in der
Hoffnung, es würde keiner merken - ein Gesetz, das autoritär durchstellt und uns zu
Bitstellern macht.

Ihr frage euch, wer zum Teufel ist denn eigentlich die Bundeswehr, dass sich auf einmal
Zivilisten bei der Bundeswehr eine Genehmigung holen müssen für das, was sie tun oder
was sie nicht tun? Ich finde, das geht auf keine Kuhhaut und das sollten wir in aller
Schärfe zurückweisen.



Ich möchte an der Stelle sagen, dass ich als Gewerkschafterin sehr stolz darauf bin, dass
sich die Delegierten des DGB Bundeskongresses, der vor vier Wochen in Berlin getagt hat,
auf die Seite der Jugend gestellt hat.

Die Ablehnung der Wehrpflicht ist die offizielle Position des DGBs und ich finde, das ist
auch bitter nötig

Denn während die Lehrkräfte verpflichtet werden, Soldaten in den Unterricht einzuladen,
um unsere Kinder auf den Kriegsdienst vorzubereiten, wird der Widerspruch dagegen
unterdrückt. Schüler werden in ihre Klassenräume eingesperrt, um zu verhindern, dass sie
sich an den Schulstreiks gegen die Wehrpflicht beteiligen. Und wer offen zur
Kriegsdienstverweigerung aufruft, der muss mit Schulverweisen und sogar mit Anzeigen
rechnen. Wie kürzlich in Berlin bekannt wurde, spricht neuerdings der Verfassungsschutz
junge aktive Schülerinnen und Schüler, zum Teil Minderjährige - man fragt sich, was ist
eigentlich los in diesem Land? - auf offener Straße an. Versucht, sie einzuschüchtern.
Versucht, sie davon abzubringen, sich für den Frieden stark zu machen, der übrigens im
Grundgesetz steht. Genauso wie das Recht auf Kriegsdienstverweigung ein Grundrecht ist.

Und neuerdings wurde bekannt, dass auch die Schulleiter in Berlin und Brandenburg vom
Verfassungsschutz zentral angeschrieben werden mit der Bitte, mitzuhelfen bei der
Besitzelung von Schülerinnen und Schülern, die sich in der Schulstreikbewegung gegen die
Wehrpflicht engagieren.

Man kann nur Pfui rufen und man kann nur ungläubig den Kopf schütteln, wenn man das
alles hört. Denn nicht nur das Friedensgebot, sondern auch die freie Meinungsäußerung
und die Verweigerung des Kriegsdienstes sind Grundrechte. Und man fragt sich, was
genau schützt eigentlich der Verfassungsschutz, wenn er gegen diejenigen vorgeht, die die
Verfassung in diesen wichtigen Punkten vertreten und diese Positionen einnehmen?

Liebe Friedensfreundinnen, liebe Friedensfreunde,

das alles zeigt aus meiner Sicht vor allem einiges: dass die Schulstreikbewegung gegen die
Wehrpflicht unserer Unterstützung, unseren Beistand und unseren Schutz braucht. Denn
die Bundesregierung wird den Druck und die Repressionen weiter hochfahren.

Karl Liebknecht wusste schon: wer die Jugend hat, der hat das Militär. Wer den Krieg
vorbereitet, der wird nicht stillschweigend tolerieren und kann es sich auch nicht leisten,
dass sich eine ganze Generation von jungen Menschen an der Frage von Krieg und Frieden
politisiert und engagiert.

Sie werden weiter repressiv gegen die jungen Leute vorgehen. Und ich finde, wir sollten
an der Stelle sehr deutlich sagen: wir stehen an der Seite der Schülerinnen und Schüler!
Und wir sollten Friedrich März zurufen, laut und unüberhörbar:
Geht gefälligst selber an die Ostfront, wenn euch das so wichtig ist.
Wir werden unsere Kinder schützen.
Wir werden unsere Kinder verstecken.
Unsere Kinder bekommt ihr nicht!

Und liebe Friedensfreundinnen, liebe Friedensfreunde,

es gibt noch einen dritten Punkt, zu dem ich sprechen möchte. Die Politik der
Kriegsvorbereitung hat erhebliche soziale Auswirkungen, die vor allem zu unseren
Lasten gehen. Das, was da gerade vorbereitet wird und was uns verkauft wird als die
Entbürokratisierung des Sozialstaates, die Digitalisierung des Sozialstaates, das ist
angelegt als das größte Verarmungsprogramm in der Geschichte dieser Republik.



Aktuell werden die schärfsten Sozialkürzungen in der Geschichte der Bundesrepublik auf
den Weg gebracht.

Wenn wir sehr genau zuhören, dann ist auch herauszuhören, was unsere Regierung,
unsere politischen Vertreter meinen. Markus Söder spricht von der Notwendigkeit eines
Updates auf den Sozialstaat. Friedrich Merz spricht vom Epochenbruch in der Sozialpolitik,
also das Ende einer Epoche, in der das Recht auf soziale Sicherung das Fundament dieser
Republik war. Diese Epoche soll beendet werden.

Regierungsberater fordern, dass die Verrechtlichung ganzer Lebensbereiche endlich ein
Ende haben müsse. Rente mit 70, mit 72, mit 73. Die Vorkasse bei Arztbesuchen. Die
Rückkehr zur 70 Stundenwoche am Arbeitsplatz.

Union und SPD haben offensichtlich alle Denkverbote abgelegt, um ihre wahnsinnige
Aufrüstung zu finanzieren. Und dabei geht auch unsere öffentliche Daseinsvorsorge über
den Jordann.

Krankenhäuser werden seit Jahren geschlossen. Usere Schulen verrotten. Seit Jahren. Der
öffentliche Nahverkehr wird immer unzuverlässiger. Aber die Bundesregierung plant nicht,
diesen Zustand zu beenden, sondern sie plant, die Hälfte des Bundeshaushaltes ab 2030 -
und damit 5 Jahre früher als jedes andere Natoland - ab 2030 die Hälfte des
Bundeshaushaltes in den Militäretat zu stecken.

Man muss kein Rechenkünstler sein, um sich ausrechnen zu können, dass das zu Lasten
der sozialen Sicherheit, dass das zu Lasten von guter Bildung und Gesundheit, dass das zu
Lasten von unseren Renten geht. Das alles steht zur Disposition.

Sie erzählen uns, es sei kein Geld da und werfen das Geld mit vollen Händen der
Rüstungsindustrie vor die Füße.

Lasst uns das skandalisieren. Lasst uns die Sozialproteste aufbauen und lasst uns bei
diesen Sozialprotesten aber vor allem darüber reden, dass Geld genug da ist. Geld ist wie
Dreck da in diesem Land. Aber es ist in den falschen Töpfen. Es wird in die falschen Töpfe
umgelenkt und das machen wir nicht mit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Friedensfreundinnen und Friedensfreunde,

lasst mich noch einen Satz zur Daseinsvorsorge sagen. In Berlin fand nämlich im letzten
Sommer ein Treffen am Campus der Charité statt, an dem sich die Berliner
Krankenhausgesellschaft, die Bundeswehr und der Berliner Senat beteiligt haben. Das
Thema war die Vorbereitung auf den Kriegsfall.

Bei diesem Treffen wurde die Unterordnung der Gesundheitsvorsorgung unter das
Kommando der Bundeswehr besprochen. Das hat eine gewisse Logik. Wer den Krieg
vorbereitet, der kassiert Verletzte und der muss sozusagen diese Verletzten auch
versorgen.

Wir wissen, die Bundesregierung rechnet mit 1.000 verletzten Soldaten pro Tag. Wir
wissen auch, dass die Kapazität der Bundeswehrkrankenhäuser nach 48 Stunden erschöpft
wäre. Das heißt, sie werden nach 48 Stunden, um ihre Soldaten zu versorgen,
zwangsläufig diese Soldaten in die zivilen Krankenhäuser überführen müssen und dort
versorgen müssen.

Und das bedeutet eben auch, dass die Versorgung der Zivilisten, dass die Versorgung von
Krebserkrankungen, dass die Versorgung von Knochenbrüchen, dass die Versorgung von
Herzinfarkten und Schlaganfällen für uns keine Rolle mehr spielt. Das wird alles



zurückgefahren, weil sie die Krankenhäuser brauchen, um die jungen Menschen, die sie an
die Front schicken, wieder zusammenzuflicken, um sie zurückzuschicken an die Front.

Und deswegen ist das Thema Daseinsvorsorge auch ein wichtiges Thema, über das wir
sprechen müssen, liebe Friedensfreundinnen und liebe Friedensfreunde.

Dass das vorbereitet wird, das wurde bei diesem Treffen, das ich gerade erwähnt habe,
deutlich. Denn die Berliner Krankenhausgesellschaft hat dort sehr deutlich gesagt, dass sie
den niedergelassenen Ärzten schon jetzt empfiehlt, Verletzte oder Patienten nur noch im
äußersten Notfall zur Weiterbehandlung in die Krankenhäuser zu überweisen, um zu
verhindern, dass die Krankenhäuser vollgespült sind mit Zivilismen.

Aber nicht nur das, man hat sich auch der Problematik der Pflegekräfte gewidmet und hat
dort gesagt, dass die Pflegekräfte, die anwesend waren, sich darauf vorbereiten müssen,
dass die Belastungen noch größer werden. Und dass es wichtig wäre, dass sich die
Pflegekräfte auf diesen Spannungsfall und die zunehmenden Belastungen vorbereiten, ihre
Resilienz stärken, sich gesund halten, sich fit halten, bisschen mehr Yoga machen,
bisschen mehr Sport, morgens das Fahrrad nehmen, statt das Auto, um zur Arbeit zu
kommen.

Kolleginnen und Kollegen, ich weiß nicht wie es euch geht, aber ich finde, das ist alles an
Zynismus nicht mehr zu überbieten. Und das zeigt, dass wir in den Augen der politischen
Klasse offenbar nur noch namenlose Statisten sind, die auf dem Planquadrat ihrer
Kriegsvorbereitung hin und her geschoben werden sollen.

Und das sollten wir ablehnen.

Wenn wir schon über die politische Klasse reden, dann sollten wir auch darüber sprechen,
dass sie alle bei Ihrer Amtseinführung geschworen haben, Schaden vom deutschen Volk
abzuwenden. Und dass niemand von Ihnen bereit ist, sich auch nur ansatzweise daran zu
halten, sollten wir ihnen nicht so ohne weiteres durchgehen lassen. Machen wir Ihnen das
Leben zur Hölle, wenn Sie glauben, sie müssten sich nicht an das Friedensgebot im
Grundgesetz halten.

Liebe Friedensfreundinnen und Friedensfreunde,

miit der Geduld muss endlich Schluss sein. Wir sollten sie zur Verantwortung ziehen und
sollten sie tagtäglich daran erinnern, warum sie da im Bundestag sitzen und dass es eine
Verfassung gibt, an die sie sich zu halten haben.

Und das Friedensgebot in der Verfassung ist ein ganz wesentlicher Bestandteil, der da
auch nicht zufällig drin steht, sondern der da drin steht, weil die Gründungsväter dieser
Republik allesamt noch unter dem Eindruck von zwei Weltkriegen standen. Und weil sie
gesagt haben: nie wieder sollen Menschen Angst haben vor Bombenterror und vor Krieg!
Nie wieder sollen Menschen in die Verlegenheit geraten, vertrieben zu werden; nie wieder
sollen sie Angst haben vor Kälte und verhungern. Nie wieder!

Krieg ist der schlimmste Zustand, den man sich vorstellen kann. Deswegen steht dieses
Friedensgebot im Grundgesetz und aus keinem anderen Grund.

Kolleginnen und Kollegen, lasst mich zum Schluss kommen.

Matthias hat es eingangs gesagt. Seit Jahren stellt der Hessentag den ziemlich
durchschaubaren Versuch dar, uns an Militärsoldatentum und Bundeswehr im öffentlichen



Raum zu gewöhnen. Das lehnen wir ab und dagegen stehen wir auf der Straße. Wir tun
das heute. Wir tun das in den nächsten Wochen. Wir tun das in den nächsten Monaten.

Der Baden-Württembergische Gewerkschafter Willly Bleicher hat einmal gesagt: „Wer für
den Frieden ist, der muss gegen den Krieg kämpfen.“ Und ich sage, er hat völlig recht
gehabt.

Die Zeit des Zuschauens ist vorbei. Frieden ist längst kein Orchideenthema mehr, wenn es
denn jemals eines war. Es reicht nicht unverbindlich und im ganz allgemeinen darüber zu
reden, dass wir für Frieden sind. Sondern heute geht es darum, die Kriegsvorbereitungen
unserer Regierung in Deutschland, der Regierungen in Europa zu stoppen. Wir werden
weder spielende Kinder auf Panzern akzeptieren, noch die Sozialkürzungen zur
Finanzierung der Jahrhundertaufrüstung, die gerade in Gang gesetzt wird.

Nichts wird in den nächsten Monaten wichtiger sein als der Aufbau einer breiten
Antikriegsbewegung. Einer Antikriegsbewegung des 21. Jahrhunderts. Mit starken Wurzeln
in der Gewerkschaftsbewegung. Denn wenn wir unsere Arbeit verweigern, wenn wir uns
der Militarisierung auch der Arbeitswelt verweigern, dann können wir Sand im Getriebe der
Kriegsmaschinerie sein.

Daran sollten wir arbeiten.

Nie wieder Krieg, Kolleginnen und Kollegen!

Nie wieder!

(Ulrike ist aus Würzburg und bundesweit aktiv für Gewerkschaften gegen Aufrüstung und
Krieg)


